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I. Haushaltslage ,,vor Corona“

Nachdem die Jahresabschlisse 2017 und 2018 bereits ausgeglichen waren, ist
mittlerweile erkennbar, dass auch der Jahresabschluss 2019 wahrscheinlich ein
(leicht) positives Ergebnis aufweisen wird. Die Ursache dieser erheblichen
Diskrepanz zwischen Haushaltsplanung und Jahresabschluss liegt hauptsachlich in
einer seit mehreren Jahren sprudelnden Gewerbesteuer. Obwohl der
Haushaltsansatz bereits von

36,5 Millionen Euro in 2016 auf 48 Millionen Euro in 2020 erhdéht wurde, Uberholte
die Realitat diese entsprechend der kaufmannischen Vorsicht vorgenommenen
planerischen Prognosen. Ebenfalls in erheblichem Malde spielten schlecht planbare
jahresbezogene Sondereffekte (wie die Entwicklung im Fllchtlingsbereich,
Veranderungen bei Gewinnabflhrungen und Verbesserungen bei der Kreisumlage)
eine Rolle. AuRerdem stellte sich in einigen Jahren die Prognose des anfallenden
Personalaufwands als zu hoch heraus. Einzelheiten hierzu sind im Detail der
jeweiligen Abweichungsanalyse der einzelnen Jahresabschlisse zu entnehmen. (Die
Ansatze wurden im Ubrigen grundsétzlich in den folgenden Haushaltsjahren an diese
und weitere neue Erkenntnisse angepasst.)

Insofern hat die Realitat der vergangen drei Jahre die sich aus den vorsichtigen
Prognosen der zurtickliegenden Haushaltsplane ergebende Vermutung eines



unvermeidbaren strukturellen Defizits zumindest im Abschluss nicht bestatigt.
Die Uberschusse konnten / kdnnen der Ausgleichsrucklage zugefuhrt werden und
stehen somit in Folgejahren zur Deckung zur Verfliigung.

Il. Materielle Auswirkungen der Corona-Krise

Durch den abrupten ,lockdown® aufgrund der Corona-Krise hat sich die aktuelle Lage
der kommunalen Haushalte massiv verschlechtert. Wahrend auf der Aufwandsseite -
noch vergleichsweise Uberschaubarer - Mehraufwand fur die Bekampfung der
Pandemie anfallt, brechen insbesondere die Steuereinnahmen massiv weg. Dies
betrifft sowohl die Ertragssteuern als auch die Umsatzsteuer.

In welcher HOhe die stadtischen Anteile an der Einkommen- und Umsatzsteuer
wegbrechen werden, ist noch nicht prazise absehbar. Insoweit ist die anstehende
Mai-Steuerschatzung abzuwarten. Es ist jedoch mit massiven Einbriichen zu
rechnen.

Das Gewerbesteueraufkommen liegt Anfang Mai 2020 im Ist bei 35 Mio. €, der
Haushaltsansatz von 48 Mio. € wird mit Sicherheit erheblich verfehlt werden. Nahere
Einschatzungen sind ggf. im Laufe des Monats Juli mdglich, da die
Gewerbetreibenden aufgefordert sind, vor dem August-Zahlungstermin fur die
Herabsetzung von Vorauszahlungen betriebswirtschaftliche Auswertungen
vorzulegen.

lll. Haushaltsrechtliche Behandlung der Corona-Krise

Dennoch ist der Haushaltsausgleich 2020 und 2021 ungefahrdet. Dies hat seinen
Grund in dem vom Landeskabinett in seiner Sitzung am 31. Marz 2020
beschlossenen ,Kommunalschutz-Paket“. Hierdurch sollen die Corona-bedingten
negativen Folgen fur die Kommunalhaushalte isoliert und fir die Jahresabschllisse
2020 und 2021 neutralisiert werden.

Im Einzelnen ist folgendes vorgesehen:
1. Laufendes Haushaltsjahr 2020

Die Landesregierung wird dem Landtag einen Gesetzentwurf zur Ergénzung des
kommunalen Haushaltsrechts vorlegen, der den in dieser Form einmaligen und
aullergewodhnlichen pandemiebedingten negativen Folgen fur die
finanzwirtschaftliche Situation der Kommunen Rechnung tragen soll.

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die pandemiebedingten Finanzschaden in den
Haushalten der Gemeinden und Gemeindeverbande mittels des auRerordentlichen
Ergebnisses im Jahresabschluss zu isolieren, diese in der Bilanz in einem
gesonderten Posten zu aktivieren und dessen Auflésung in Form von linearer
Abschreibung Uber einen Zeitraum von 50 Jahren zu erméglichen.



2. Haushaltsplanung 2021

Die oben fur das laufende Haushaltsjahr 2020 beschriebene buchhalterische
Isolierung der corona-bedingten Schaden soll auch fir die Haushaltsplanung und
den Jahresabschluss 2021 vorgesehen werden.

Fir die Durchfiihrung des flr die Isolierung erforderlichen Vergleichs des
krisenhaften Jahresergebnisses mit einer nicht krisenbehafteten Haushaltsplanung
ist eine Nebenrechnung erforderlich. Diese kann auf der Grundlage der aktuellen
mittelfristigen Finanzplanung — welche die wirtschaftlichen Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie noch nicht enthalt — in Form einer uberrollten und um nicht-
krisenbedingte Anderungen aktualisierten Ergebnisplanung 2021 gefiihrt werden.

Das entstandene aulRerordentliche Ergebnis im Jahr 2021 kann Uber die Aktivierung
der gesonderten Bilanzposition eliminiert werden, so dass sich die Ergebnisrechnung
hinsichtlich der Auswirkungen der Corona-Krise auch in diesem Jahr neutral darstellt.

3. Abschreibungszeitraum

Es ist beabsichtigt, den so aktivierten gesonderten Bilanzposten erstmals mit dem
Haushaltsjahr 2025 aufwandswirksam Uber einen Zeitraum von 50 Jahren linear
(also 2% p.a.) abzuschreiben.

4. Finanzplanung 2022ff

Wie die weiteren Perspektiven fur die Finanzplanung 2022ff aussehen werden, kann
derzeit nicht serios prognostiziert werden. Dies hangt davon ab, wie schnell und mit
welcher Intensitat sich die Okonomie von der Corona-krise erholt.

IV. Position der kommunalen Spitzenverbande

Die kommunalen Spitzenverbande haben die haushaltsrechtlichen Vorhaben der
Landesregierung begrufdt. Allerdings erheben sie zu Recht die Forderung, dass nicht
nur bilanzielle, sondern auch materielle Verbesserungen folgen. Ein Schutzschirm far
die Kommunalhaushalte, mit dem liquide und nicht rickzahlbare Unterstutzungs-
zahlungen fur die Kommunen bereitgestellt werden, ist zwingend erforderlich.

V. Konsequenzen fir den Haushalt der Stadt Bergisch Gladbach

Da das Haushaltsjahr 2020 unter Eliminierung der Corona-bedingten negativen
Effekte bisher im Saldo leicht besser als geplant verlauft, ist mit einem (mit Hilfe des
»Schltt aus — hol zurlick® — Verfahrens) ausgeglichenen Jahresabschluss zu
rechnen, ohne dass die vorhandenen Ausschuttungspotentiale hdher als geplant in
Anspruch genommen werden mussen. Fur das Haushaltsjahr 2021 ist mit einem
ahnlichen Verlauf zu rechnen.



VI. Planung Investitionshaushalt 2021ff

Nach dem Verlassen des Haushaltssicherungskonzepts unterliegt die Stadt Bergisch
Gladbach ab dem Haushalt 2021 nicht mehr dem sog. ,Kreditdeckel®. Somit ist es
moglich, aber auch dringend erforderlich, den immensen Investitionsstau abzubauen.
Hierzu ist es notwendig, die durch die Fachbereiche konzipierten Investitionen zu
bewerten und zu priorisieren. Zum einem, um eine mehrjahrige, vom stadtischen
Haushalt tragbare Investitionsfinanzierung zu entwickeln. Zum anderen, um die
Investitionsplanung und die personellen und sachlichen Ressourcen der Verwaltung
so zu synchronisieren, das die geplanten Investitionen — auch wie geplant —
realisierbar sind.

Unter dem Punkt ,Finanzsteuerung ab 2020“ hat der Rat diesem Vorgehen in seiner
Sitzung am 10.12.2019 bereits mit grolRer Mehrheit zugestimmt.

Schon in dieser Vorlage wurde die schwierige Aufgabenstellung der Priorisierung
umrissen. Wichtige Mallnahmen zum Abbau des Sanierungsstaus bei bestehender
Infrastruktur (insbesondere an Schulen

— Stichworte Brandschutz, Umsetzen der Inklusion etc. — aber beispielsweise auch
im StralRenbau) treffen auf verschiedene weitere Investitionsbedarfe (wie Neubau
und Ausbau von Schulen nach der Uberarbeitung der Schulentwicklungsplanung,
Umsetzung des Medienentwicklungsplans in den Schulen oder Bereitstellung von
Mitteln fir den Zwischenerwerb von Grundsticken im Rahmen des
Baulandmanagements im Immobilienbetrieb usw.).

Nach den zwischenzeitlich erfolgten Auftaktgesprachen mit den stadtischen
Fachbereichen erscheint eine verantwortliche Gesamtschau (strategische Bewertung
der einzelnen Fachplanungen) — mit Berucksichtigung der Auswirkungen auf den
Haushalt und die Wirtschaftsplane (Stichwort strukturelle Folgekosten der
Investitionen) und die Burgerschaft (Steuer- und Gebuhrenerhéhungen nach Verzehr
des ,Schutt aus — hol zuriick® — Potenzials) mehr denn je zwingend erforderlich.

Die erforderliche Gesamtpriorisierung kann nach Auffassung der Verwaltung nur
sachgerecht vom neu zu wahlenden Rat (mit den dann gegebenen Mehrheiten)
vorgenommen werden, da dieser auch die Umsetzung in den Folgehaushalten und —
wirtschaftsplanen begleiten muss.

Insofern werden zu priorisierende Investitionsmafinahmen noch nicht in den
Haushaltsentwurf, der im Dezember 2020 eingebracht werden soll, aufgenommen
werden. Eine politische Schwerpunktsetzung kann in den nachfolgenden jeweiligen
fraktionsinternen Beratungen und Klausurtagungen erfolgen. Die
Haushaltsverabschiedung inklusive der gesetzten Investitionsprioritaten ist daran
anschlie®end fur den ersten Sitzungsturnus in 2021 vorgesehen.

Im Rahmen der Auftaktgesprache wurde bereits deutlich, dass die erforderliche
Ertlchtigung bestehender Infrastrukturen und das zwingend erforderliche Schaffen
von zusatzlicher Infrastruktur fur die aktuelle Bevolkerung Bergisch Gladbachs die
Verwaltung deutlich an bzw. teilweise tber die Grenzen ihrer Leistungsfahigkeit
bringen wird. Bereits hier sind kreative ldeen zur Umsetzung vonndten. Zusatzliche
Infrastrukturbedarfe, die im Zusammenhang mit der Umsetzung des



Flachennutzungsplans stehen, ebenfalls noch im Zeitraum 2021 bis 2024 umsetzen
zu wollen, wird nach Einschatzung der Verwaltung nicht moglich sein. Nach den
Erfahrungen anderer Stadte, die eine vergleichbare Baulandstrategie — wie vom
Bergisch Gladbacher Stadtrat beschlossen — umgesetzt haben, wird sich diese
Notwendigkeit aufgrund des zunachst erforderlichen Zwischenerwerbs von Grund-
sticken durch die Stadt aber wahrscheinlich in diesem Zeithorizont auch nicht
ergeben.

VI. Weitere Vorgehensweise Haushaltsbegleitbeschluss

Durch die massiven Auswirkungen der Corona-Krise auf die Tatigkeit aller
Verwaltungsbereiche konnte die weitere Fortsetzung der Produktanalyse nicht wie
geplant zugig fortgefiihrt werden. Die Verwaltung ist unverandert der Auffassung,
dass eine kritische Betrachtung des stadtischen Aufgabenportfolios und das
inhaltliche Hinterfragen der einzelnen Produkte notwendig ist. Es zeichnet sich
allerdings ab, dass die hierzu notwendigen Workshops und Besprechungen
(verwaltungsintern und im Dialog mit der Politik) erst im Herbst mdglich sein werden.
Sobald erkennbar ist, ab wann dies der Fall sein wird, wird die Verwaltung einen
aktualisierten Zeitplan erstellen.



	Datum
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Sachverhalt

